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Staatsrat präsentiert Gegenvorschlag
zur Initiative über Spitalnotaufnahme

Verbesserter Zugang zur Gesundheitsversorgung und ein verbessertes Angebot für die deutschsprachige Bevölkerung: Das soll in der
Freiburger Gesundheitsversorgung Realität werden. Archivbild Aldo Ellena

Gestern hat der Freiburger
Staatsrat seinen Gegen-
vorschlag zur Verfassungs-
initiative «Für bürgernahe
öffentliche Spitalnotauf-
nahme 24/24» den Medien
vorgestellt. Mehrere
Neuerungen sollen die
medizinische Betreuung
der Freiburger Bevölkerung
verbessern.

Frank Oliver Salzgeber

FREIBURG Über 10 000 Freibur-
gerinnen und Freiburger ha-
ben das Spitalnotfall-Volksbe-
gehren unterschrieben, das im
Juni 2021 bei der Staatskanzlei
eingereicht wurde. Die Verfas-
sungsinitiative für eine bürger-
nahe 24-Stunden-Notfallver-
sorgung in Spitälern will, dass
der Kanton eine öffentliche
Spitalnotaufnahme rund um
die Uhr und an sieben Tagen in
der Woche sicherstellt, und

zwar im Süden des Kantons,
dem Zentrum und in seinem
deutschsprachigen Teil.

Initiative sei kontraproduktiv
Bei den politischen Behör-

den im Kanton stiess die Initia-
tive auf wenig Gegenliebe.
Zwar teile der Staatsrat die Be-
sorgnis der Bürgerinnen und
Bürger, die die Volksinitiative
lanciert hatten, wie Staatsrats-
präsident Didier Castella (FDP)
gestern Mittwoch an der Me-
dienkonferenz ausführte. Der
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Staatsrat sei jedoch der An-
sicht, dass die vorgeschlagene
Lösung nicht geeignet ist, die
angestrebten Ziele zu errei-
chen, sondern im Gegenteil so-
gar kontraproduktiv.

Die Initiative schlägt vor, die
regionalen Spitalnot aufnah-
men aufrechtzuerhalten. «Die
Zeiten, in denen jeder Bezirk
auf seinem Gebiet über ein Spi-
tal verfügen musste, das rund
um die Uhr sämtliche Notfälle
versorgen konnte, sind jedoch
vorbei», stellte dagegen Ge-
sundheitsdirektor Philippe
Demierre (SVP) klar. Und zwar
nicht aus wirtschaftlichen
Gründen, sondern aus Grün-
den der Versorgungsqualität,
der medizinischen Personal-
ressourcen und der Sicherheit
der Patienten. «Während die
Gesundheitssicherheit der Be-
völkerung früher von der Nähe
eines Spitals abhing, beruht sie

«Der Staatsrat
verfolgt dasselbe
Ziel wie die
Initianten, aber
auf einem anderen
Weg.»
Jean-Franvois Steiert
Staatsrat

heute auf einer leistungsfähi-
gen Rettungs- und Versor-
gungsketh», so Demierre.

Vor diesem Hintergrund hat
eine Arbeitsgruppe unter der
Leitung der Gesundheitsdirek-
tion, unterstützt von einer par-
lamentarischen Kommission,
einen Gegenvorschlag zur Ini-
tiative erarbeitet.

Sieben Massnahmen
Mit seinem Gegenvorschlag

zur Spital-Initiative möchte
der Staatsrat den lokalen Gege-
benheiten und der raschen
Entwicklung im Gesundheits-
system Rechnung tragen.
Ausserdem berücksichtigt er
die Veränderungen, mit denen
die präklinische und die statio-
näre Organisation sowohl auf
kantonaler als auch auf natio-
naler Ebene konfrontiert ist.

«Der Staatsrat verfolgt das-
selbe Ziel wie die Initiantern,
aber auf einem anderen Weg»,
sagte Staatsrat Jean-Fran9ois
Steiert (SP). Die vorgeschlage-
nen Massnahmen haben fol-
gende Ziele: schnellstmögli-
chen Zugang zu einer medizi-
nisch-pflegerischen Abklärung
und Triage, eine angemessene
Betreuung entsprechend den
gesundheitlichen Bedürfnis-
sen und Präferenzen sowie
sachgerechte Informationen
über die eigene Situation und
Antworten auf Fragen.

Insgesamt präsentierte der
Staatsrat sieben Massnahmen:

 Eine einheitliche Gesund-
heitsnummer: Zentralisierung
der Anrufannahme für «nicht-
lebensbedrohliche» Notfälle
auf kantonaler Ebene

 Ausbau und Stärkung der
Versorgung «nicht lebensbe-
drohlicher» Notfälle: Permanen-
ces und «Maisons de garde»,
Gesundheitszentren, mobile
Pflegeteams

144: Optimierte Reaktion
auf «lebensbedrohliche» Not-
fälle

 Rettungskette: Stärkung der

Rettungskette für «lebensbe-
drohliche» Notfälle, «Rapid Re-
sponder», «First Responder»
und «First Responder Plus»

 Gleichbehandlung der Trans-
porte: Mehr Kostengerechtig-
keit zwischen den Regionen bei
Ambulanzeinsätzen

 Gleichbehandlung der Spra-
che: Verbesserter Zugang zur
Gesundheitsversorgung und
verbessertes Angebot für die
deutschsprachige Bevölkerung

 Koordinationsstelle für die
kantonale Organisation der
Notfälle innerhalb der Gesund-
heitsdirektion

Initiative kostet viel mehr
Die jährlichen Kosten für

diese Massnahmen schätzt der
Staatsrat auf 7,2 Millionen
Franken. Dies sei wesentlich
günstiger als die Initiative.
Nach Angaben der Kantonsre-
gierung hätte die konsequente
Umsetzung der Initiative In-
vestitionen von 35 und 40 Mil-
lionen Franken zur Folge. Hin-
zu kämen jährliche betriebli-
che Folgekosten von rund 12
Millionen Franken.

Abstimmung nächsten Juni
Am Ende skizzierte Staatsrat

Demierre den Zeitplan. Zuerst
geht der Gegenvorschlag in die
Vernehmlassung und wird an-
schliessend im November vom
Staatsrat validiert. Dem Gros-
sen Rat wird der Gegenvor-
schlag im Januar 2024 vorge-
legt. Die Volksabstimmung soll
dann im Juni 2024 durchge-
führt werden.


